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Die aktive und gleichberechtigte Teilnahme der Frauen am Arbeitsmarkt ist sowohl aus 
gesellschaftspolitischen wie auch aus ökonomischen Gründen ein grosses Anliegen. Wir wollen 
die Frauen nicht hinter den Herd verbannen. Im Gegenteil: es muss das Ziel in einer modernen 
liberalen Gesellschaft sein, dass möglichst viele Wahlfreiheiten bestehen. Nur dank solchen 
Wahlfreiheiten entsteht eine vielfältige und deshalb kreative Gesellschaft, die immer wieder neue 
Lösungen sucht und neue Wege beschreitet. 

Das Ziel muss es also sein, ein Umfeld zu schaffen, in dem Frauen und Männer die gleiche 
Möglichkeit haben, ihre individuellen Lebensentwürfe zu verwirklichen. Dazu gehört auch die 
Wahlfreiheit bezüglich der Rollenverteilung innerhalb der Familie. 

Nicht nur gleichstellungspolitische, sondern auch ökonomische Überlegungen machen den 
Handlungsbedarf in Bezug auf die verstärkte Erwerbstätigkeit von Frauen deutlich. Ein Blick auf 
die demographische Entwicklung zeigt, dass die Teilnahme von Frauen am Arbeitsmarkt eine 
ökonomische Notwendigkeit wird. 

Damit die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, aber auch die davor skizzierte Wahlfreiheit der 
Lebensentwürfe realisierbar ist, braucht es entsprechende Rahmenbedingungen. Eine davon ist 
eine moderne familienergänzende Kinderbetreuungsstruktur. 

Deshalb setzen wir uns für eine gute und gleichzeitig bezahlbare Betreuung der Kinder im 
Vorschul- und Schulalter ein. Damit man diese beiden Ziele möglichst gut erreicht, sind aber neue 
Wege von Nöten. Wir streben einen Wechsel hin zur nachfrageorientierten Finanzierung an. Wir 
schlagen ein Modell vor, welches die Ausrichtung von Betreuungsgutscheinen an die Eltern 
vorsieht. Diese Betreuungsgutscheine berechtigen zur freien Wahl der Betreuungseinrichtung, so 
dass ein ökonomischer Anreiz besteht, eine Erwerbtätigkeit aufzunehmen. 

Wir sind überzeugt, dass mit dem Wechsel hin zu einer nachfrageorientierten Unterstützung nicht 
nur das Ziel der besseren Arbeitsmarktbeteiligung der Frauen erreicht werden kann, sondern, dass 
das Gutscheinsystem gleichzeitig den Wettbewerb unter den Betreuungseinrichtungen zum Vorteil 
von Eltern und Kindern stärkt. Die Eltern können frei zwischen verschiedenen 
Betreuungsmöglichkeiten - Kindertagesstädten, Tageseltern, Tagesmutter - wählen. Da die 
Angebotsvielfalt gesteigert wird, können die individuellen Bedürfnisse der Familien gewährleistet 
werden. Diese Überlegungen beruhen z.B. auf den Arbeiten zum FDP-Programm „Die neue  
4-Generationengesellschaft". 

Auch die SP hat sich für Gutschein-Modelle ausgesprochen. Jetzt gilt es verschiedene Modelle 
auszuarbeiten. In der Folge sollten verschiedene Pilotversuche durchgeführt werden. 

Zuerst sollte mit einer Studie deshalb aufgezeigt werden, wie ein Modell «Betreuungsgutschriften 
zur Finanzierung familienergänzender Kinderbetreuung» ausgestaltet sein könnte, das am Umfang 
der Erwerbstätigkeit der Eltern anknüpft, diese attraktiv macht, und ob heute bestehende 
Finanzströme umgelagert werden können, um folgende Ziele zu erreichen: 

– Eine nachfrageseitige Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung: D.h. das 
Geld geht in Form von Betreuungsgutschriften an die Eltern, die damit die familienexterne 
Kinderbetreuung finanzieren und nicht an die einzelne Kinderbetreuungseinrichtung. 

– Die Förderung der Erwerbstätigkeit der Frau: D.h. in den Genuss solcher 
Betreuungsgutschriften kommen nur Elternpaare, deren gemeinsames Beschäftigungs-
pensum über 100% liegt. 

– Insbesondere hat die Studie aufzuzeigen, wie ein solches Modell ohne grossen 
administrativen Mehraufwand umgesetzt werden kann, beispielsweise indem es an 
bestehenden Abläufen (z.B. Auszahlung von Kinderzulagen) anknüpft. 

– Das Modell hat sich auf die Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung im 
Vorschulalter zu konzentrieren, dies weil hier die massgeblichen Kosten anfallen. 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 

– ob eine solche Studie für den Kanton wie Basel-Stadt sinnvoll wäre und deshalb 
durchgeführt werden sollte? 
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